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Unternehmer/Beteiligungen

Aufteilung einer Betriebskosten­
versicherung
Der Bundesfinanzhof hat klargestellt,  
wann Versicherungsaufwendungen dem 
betrieblichen oder dem privaten Be-
reich zuzuordnen sind:
�� Versicherungszahlungen, die ein be- 

triebliches Risiko abdecken, sind als 
Betriebsausgaben abzugsfähig. Ent-
schädigungen aus solchen Versiche-
rungen sind Betriebseinnahmen. Dazu 
gehören z. B. Sturm-, Brand-, Wasser-
schaden-Versicherungen.
�� Zahlungen von Versicherungsbeiträ- 

gen für außerbetriebliche Risiken (z. B.  
Krankentagegeldversicherung) sind dem 
Privatbereich zuzuordnen und können 
unter Umständen als Sonderausgaben 
(Vorsorgeaufwendungen) geltend ge-
macht werden. Erstattungen z. B. aus 

Sehr geehrte Damen und Herren,

wer für sein auch privat genutztes betriebliches Kfz oder als Arbeitnehmer die 
1 %-Regelung nicht anwenden möchte, muss sich zu Jahresbeginn für das 
Fahrtenbuch entscheiden, weil ein Wechsel zur Fahrtenbuchmethode innerhalb 
eines Kalenderjahres nicht möglich ist. Beim Führen eines Fahrtenbuchs sollten 
dann auch die Eintragungen nachvollziehbar sein.

Unternehmer, die größere und langfristige Aufträge abwickeln, schreiben in der 
Regel Abschlagsrechnungen für ihre Teilleistungen. Dabei wird sehr oft der 
Fehler gemacht, dass die vom Kunden geleisteten einzelnen Abschlagszahlungen 
und die darauf entfallende Umsatzsteuer nicht in der Schlussrechnung aufgeführt 
werden. Dies kann unangenehme Folgen haben.

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Blitzlicht-Ausgabe oder zu anderen 
Themen? Bitte sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gern.

Termine Steuern / Sozialversicherung Oktober / November 2012

Steuerart Fälligkeit

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.10.2012 1 12.11.2012 2

Umsatzsteuer 10.10.2012 3 12.11.2012 4 

Ende der Schonfrist	 Überweisung 5  
obiger Steuerarten  
bei Zahlung durch:	 Scheck 6

15.10.2012 15.11.2012

07.10.2012 09.11.2012

Gewerbesteuer Entfällt 15.11.2012

Grundsteuer Entfällt 15.11.2012

Ende der Schonfrist	 Überweisung 5  
obiger Steuerarten  
bei Zahlung durch:	 Scheck 6

Entfällt 19.11.2012

Entfällt 12.11.2012

Sozialversicherung 7 29.10.2012 29.11.2012

Kapitalertragsteuer,
Solidaritätszuschlag

Seit dem 01.01.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie 
der darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich 
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den An­
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

1	 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für 
das abgelaufene Kalendervierteljahr.

2	 Für den abgelaufenen Monat.
3	 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung 

für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern  
(ohne Dauerfristverlängerung) für das vorangegangene 
Kalendervierteljahr.

4	 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung 
für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit  
Dauerfristverlängerung für das vorangegangene Kalender­
vierteljahr.

5	 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmel­
dungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektroni­
schem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag 
der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 
Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die 
Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein­
zugsermächtigung erteilt werden.

7	 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumnis­
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschrift­
verfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. 
am 25.10./26.11.2012) an die jeweilige Einzugsstelle über­
mittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf­
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn 
die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.



einer Krankenversicherung sind des-
halb auch dem privaten Bereich zuzu-
ordnen und nicht steuerpflichtig.
�� Eine Ausnahme stellen solche 

Versicherungsbeiträge dar, die zur Ab-
sicherung von berufsbedingten oder 
betriebsspezifischen Gefahren (Berufs-
krankheiten, Arbeitsunfälle, behördlich 
angeordnete Quarantäne) gezahlt wer-
den. In solchen Fällen ist auch ein Be-
triebsausgabenabzug möglich.

Kein Halbabzugsverbot auf Teilwert­
abschreibung eines vom GmbH-Ge­
sellschafter gegebenen Darlehens
Ein Einzelunternehmer war alleiniger 
Gesellschafter einer GmbH. Es be-
stand eine Betriebsaufspaltung zwi-
schen dem Einzelunternehmer und der 
GmbH, weil er Betriebsgrundstücke an 
die GmbH vermietet hatte. Außerdem 
hatte er der GmbH Darlehen gewährt, 
für die diese anfänglich Zinsen zahlte,  
die später zinsfrei gestellt wurden. Im 
Jahr 2002 verschlechterte sich die Er- 
tragslage der GmbH so sehr, dass der 
Einzelunternehmer die in seinen Bilan- 
zen ausgewiesenen Darlehensforde-
rungen in voller Höhe gewinnmindernd 
abschrieb. Das Finanzamt meinte, die 
Abschreibungen seien im Zusammen-
hang mit der Beteiligung zu sehen. 
Nach den Bestimmungen des Halb
einkünfteverfahrens (seit 2009 Teilein-
künfteverfahren) seien betriebliche Auf- 
wendungen im Zusammenhang mit 
einer Beteiligung an einer Kapitalge-
sellschaft zur Hälfte nicht abzugsfähig 
(sog. Halbabzugsverbot).
	 Der Bundesfinanzhof entschied zu 
Gunsten des Einzelunternehmers, dass 
das Halbabzugsverbot nicht greift, weil 
dies nur für Aufwendungen in direktem 
Zusammenhang mit der GmbH-Beteili-
gung und nicht für Darlehen gilt.

Hinweis
Die günstige Rechtsprechung gilt 
auch für andere betriebliche Auf-
wendungen eines GmbH-Gesell-
schafters, wie beispielsweise aus 
Rückstellungen für die drohende In-
anspruchnahme aus Bürgschaften 
oder den Forderungsverzicht nicht 
mehr werthaltiger Darlehen.

Besserungsoption beim  
Verkauf eines GmbH-Anteils  
kein rückwirkendes Ereignis
Vereinbaren die Vertragsparteien beim 
Verkauf eines Anteils an einer Kapital-
gesellschaft eine Besserungsoption,  
stellt die spätere Ausübung des Options- 
rechts kein rückwirkendes Ereignis dar. 
Der nachfolgend geschilderte Fall macht 
das deutlich:
	 Ein wesentlich beteiligter GmbH-
Gesellschafter veräußerte 2000 seinen 
Geschäftsanteil. Neben der Kaufpreis-
zahlung wurde vereinbart, dass der Er-
werber des Anteils unter bestimmten  
Voraussetzungen einen zusätzlichen Ein- 
malbetrag zu zahlen hatte. 2004 einigte 
man sich nachträglich auf einen Einmal-
betrag von 671.000 €. Dieser Betrag 
wurde 2004 ausbezahlt. Das Finanz-
amt vertrat die Auffassung, dass die 
Zahlung des Einmalbetrags als rück-
wirkendes Ereignis zu sehen sei und 
damit im Rahmen der Ermittlung des 
Veräußerungsgewinnes 2000 berück-
sichtigt werden müsse.
	 Der Bundesfinanzhof stellte dage-
gen klar, dass es sich bei dem zugeflos-
senen Einmalbetrag um nachträgliche 
Einkünfte (hier: aus der Veräußerung ei-
ner wesentlichen Beteiligung) handel
te, die im Veranlagungszeitraum 2004 
zu erfassen waren.

Bilanzierung von Steuern  
wegen doppelten Ausweises  
von Umsatzsteuer
Insbesondere Bauunternehmen, Hand-
werker und Architekten fordern bei län- 
ger dauernden Aufträgen Vorauszah- 
lungen von ihren Auftraggebern und sen- 
den diesen Abschlagsrechnungen mit 
Umsatzsteuerausweis zu. Werden dann  
Endrechnungen (Schlussrechnungen)  
geschrieben, wird oftmals übersehen, 
die einzelnen Abschlagszahlungen und 
die darauf entfallende Umsatzsteuer in  
den Endrechnungen aufzuführen, um  
auf den zu zahlenden Restbetrag zu 
kommen. Damit ist die Umsatzsteuer 
doppelt ausgewiesen, sodass sie an  
das Finanzamt abzuführen ist. Die Rech- 
nungen können später aber berichtigt 
werden, sodass in der Regel letztlich 
keine Steuer anfällt. Streitig war, wann  

die Nachzahlungsbeträge zu passivie-
ren und die sich in späteren Jahren auf- 
grund der Rechnungsberichtigungen 
ergebenden Erstattungsbeträge zu ak-
tivieren sind.

	 Der Bundesfinanzhof hat entschie-
den, dass die Nachzahlungsbeträge be- 
reits im Jahr des doppelten Ausweises 
der Steuer im Jahresabschluss zu er-
fassen sind, und nicht erst in dem Jahr 
der Aufdeckung durch die Außenprü-
fung. Dagegen sind Erstattungsbeträge 
erst in dem Jahr zu aktivieren, in dem 
sie aufgrund geänderter Rechnungen  
und Umsatzsteuervoranmeldungen gel- 
tend gemacht werden können. Voraus-
setzung ist, dass keine Steuerhinter-
ziehung vorliegt.

Hinweis
Der doppelte Ausweis der Umsatz-
steuer kann fatale Folgen haben. 
Wird der Fehler erst nach Jahren 
festgestellt, müssen auf die Nach-
zahlungsbeträge 6 % Zinsen ge-
zahlt werden, auch wenn die Rech-
nungen später korrigiert werden 
und dadurch tatsächlich keine Um-
satzsteuernachzahlung zu leisten 
ist. Bei einem Zeitraum von 5 Jah-
ren ergeben sich z. B. 30 % Zinsen. 
Darüber hinaus sind die zu passivie-
renden Steuern bei bilanzierenden  
Unternehmen Betriebsausgaben, die 
ggf. zu einem nicht erwünschten 
Verlust führen, während die Erstat-
tungen in späteren Jahren zu Be-
triebseinnahmen führen.



Umqualifizierung eines gemäß 
Feststellungsbescheid steuerbe­
günstigten Veräußerungsgewinns 
in nicht begünstigten Gewinn bei 
Einkommensteuerveranlagung 
möglich
Erzielen mehrere Personen gemein-
schaftliche Einkünfte, sind diese geson
dert und einheitlich in einem Feststel-
lungsbescheid festzustellen. In diesem 
Bescheid werden Aussagen über die 
Art und Höhe der Einkünfte gemacht, 
die Grundlagen für den Einkommen-
steuerbescheid sind.
	 In dem Feststellungsbescheid einer 
GbR wurde für einen Gesellschafter 
ein begünstigter Veräußerungsgewinn 
aus gewerblichem Grundstückshandel  
festgestellt. Der Gesellschafter war als 
Einzelunternehmer gewerblicher Grund- 
stückshändler. Das Wohnsitz-Finanzamt 
behandelte deshalb den Veräußerungs-
gewinn abweichend vom Feststellungs- 
bescheid als nicht steuerbegünstigten 
laufenden Gewinn.
	 Der Bundesfinanzhof gab dem Fi-
nanzamt Recht und ließ die Umqualifi-
zierung in einen laufenden, nicht steuer- 
begünstigten Gewinn zu.

Arbeitgeber/Arbeitnehmer

Schuldanerkenntnis durch  
Zusage von Urlaubsabgeltung  
im Kündigungsschreiben
Wenn ein Arbeitgeber einem Arbeit-
nehmer in einem Kündigungsschreiben 
auf dessen Wunsch hin die Abgeltung 
einer bestimmten Anzahl von Urlaubs-
tagen zusichert, kann er sich später 
nicht darauf berufen, sich bei der Be-
rechnung der Urlaubstage geirrt zu 
haben. Vielmehr hat er dann ein sog. 
deklaratorisches Schuldanerkenntnis ab- 
gegeben, an dessen Inhalt er gebunden 
bleibt. Dies hat das Landesarbeitsge-
richt Köln entschieden.
	 In dem betreffenden Fall hatte sich 
der Arbeitgeber im Nachhinein darauf 
berufen, die Anzahl der Urlaubstage sei 
im Personalabrechnungssystem falsch  
berechnet worden. Das Gericht werte
te den Zweck der Zusage so, dass mit  
ihr die Anzahl der abzugeltenden Ur-

laubstage mit dem Ausspruch der Kün-
digung abschließend festgelegt und ei-
nem Streit bei der späteren Abwicklung 
entzogen werden sollte. Damit seien 
die Voraussetzungen für ein deklarato-
risches Schuldanerkenntnis gegeben.  
Das Gericht machte deutlich, dass des-
halb ein Irrtum auf Grund des Perso- 
nalabrechnungssystems unbeachtlich 
bleibt und den Arbeitgeber nicht zur 
Anfechtung seiner Zusage berechtigt. 
Auch sei es einem Arbeitnehmer, dem 
nicht nachgewiesen werden könne, 
dass er die Falschberechnung kannte, 
nicht nach Treu und Glauben verwehrt, 
die betreffenden Urlaubstage oder die  
entsprechende Urlaubsabgeltung zu 
verlangen. Deshalb sollten Arbeitgeber 
nicht leichtfertig, ohne ausreichende 
Überprüfung, entsprechende Erklärun-
gen abgeben.

Folgen fehlender Aufzeichnungen 
über Umwegfahrten im Fahrtenbuch
Ob ein Fahrtenbuch ordnungsgemäß ist,  
richtet sich nach vielen Kriterien. Die 
Rechtsprechung verlangt nicht, dass 
vor Fahrtantritt die kürzeste Strecke 
ermittelt und dann auch befahren wird. 
Weichen die gefahrenen Kilometer aller- 
dings mehr als 5 % von der kürzesten 
Strecke ab, handelt es sich um aufzu-
zeichnende Umwegfahrten.
	 In einem Fahrtenbuch waren bei 
Fahrten zu ein und demselben Ziel un- 
terschiedliche Entfernungsangaben mit 
bis zu 56 km Unterschied (zwischen 
232 und 288 km, Abweichung über 
24 %) gemacht worden. Der Bundes-
finanzhof hat deshalb keine Gründe für 
die Zulassung der Revision gesehen. 
Bei Abweichungen dieser Größenord-
nung ist in der Regel von fehlenden 
Aufzeichnungen von Privatfahrten aus- 
zugehen, was zu einem nicht ord-
nungsgemäßen Fahrtenbuch mit den 
bekannten Folgen führt.

Wechsel zur Fahrtenbuchmethode 
während des laufenden Kalender­
jahres ist nicht zulässig
Überlässt der Arbeitgeber einem Ar- 
beitnehmer ein Kraftfahrzeug zur pri- 
vaten Nutzung, ist dieser private Nut-
zungsanteil als geldwerter Vorteil zu 
versteuern. Möglich sind zwei Ver-
fahren, den privaten Nutzungsanteil 
zu ermitteln:
�� Der Arbeitgeber kann den privaten 

Nutzungsanteil mit mtl. 1 % des inlän- 
dischen Listenpreises zum Zeitpunkt 
der Erstzulassung des Kraftfahrzeugs 
ansetzen.
�� Abweichend davon kann der private 

Nutzungsanteil nach den tatsächlich für 
das Fahrzeug entstandenen Aufwen- 
dungen ermittelt werden. Die Aufwen- 
dungen sind durch Belege nachzuwei- 
sen. Das Verhältnis der zu erfassenden 
privaten Fahrten zu den übrigen Fahr-
ten ist durch ein ordnungsgemäßes 
Fahrtenbuch nachzuweisen.
	 Das Verfahren darf nach Ansicht  
der Finanzverwaltung bei demselben  
Fahrzeug während des Kalenderjah-
res nicht gewechselt werden. Das 
Finanzgericht Münster bestätigte 
diese Auffassung und stellt auf eine 
jahresbezogene Betrachtungsweise 
ab. Nach diesem Urteil ist ein Fahr-
tenbuch für einen Zeitraum von ei-
nem ganzen Kalenderjahr zu führen, 
um als ordnungsgemäßes Fahrten-
buch anerkannt werden zu können. 
Es ist also nicht möglich, bei dem-
selben Fahrzeug für einige Monate 
die 1 %-Methode und für die ande-
ren Monate des Kalenderjahres die 
Fahrtenbuch-Methode anzuwenden.
	 Zulässig ist die Änderung des Ver-
fahrens bei einem Fahrzeugwechsel 
innerhalb des Kalenderjahres. Für das 
Alt-Fahrzeug und für das Neu-Fahr-
zeug ist die Ermittlung des privaten 
Nutzungsanteils nach unterschied-
lichen Verfahren zugelassen. Auch 
darf die Methode von Jahr zu Jahr 
neu gewählt werden. Diese Grund-
sätze sind ebenfalls zu beachten bei 
Selbstständigen, die ein betriebliches 
Fahrzeug für private Zwecke nutzen.
	 Der Bundesfinanzhof muss ab-
schließend entscheiden. 

Hinweis
Aufzeichnungen in Fahrtenbüchern 
sollten zeitnah und lesbar erfolgen, 
damit keine Lücken entstehen, die 
zur Versagung der Anerkennung 
führen, selbst wenn das Fahrten-
buch überwiegend in Ordnung ist.
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nung von Arbeitszeiten und Terminen 
zur Anerkennung einer offensichtlich 
verkehrsgünstigeren Wegstrecke füh-
ren können.

Berufliche Veranlassung der 
doppelten Haushaltsführung
Eine doppelte Haushaltsführung ist ge-
geben, wenn der Arbeitnehmer außer-
halb des Orts, in dem er einen eigenen 
Hausstand unterhält, beschäftigt ist 
und auch am Beschäftigungsort wohnt. 
Da die Lebensführung des Arbeitneh-
mers am Beschäftigungsort grundsätz-
lich steuerlich unerheblich ist, kann es 
für die Begründung einer doppelten 
Haushaltsführung nicht schädlich sein, 
dass er am Beschäftigungsort eine 
Wohngemeinschaft einrichtet. Dieses 
gilt selbst dann, wenn der Arbeitneh-
mer seine Mitbewohnerin und Kollegin 
finanziell unterstützt, indem er teilwei-
se die auf sie entfallenden Anteile an 
den Kosten der Wohnung trägt. Die 
berufliche Veranlassung der doppelten 
Haushaltsführung entfällt erst, wenn 
sich auch der Mittelpunkt der Lebens-
interessen des Arbeitnehmers an den 
Beschäftigungsort verlagert und die 
Wohnung dort zum Ort der eigentlichen 
Haushaltsführung wird.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Grundstückseigentümer,  
Vermieter, Mieter

Bauzeitzinsen können auch  
bei den Überschusseinkünften 
Herstellungskosten sein
Der Eigentümer eines Grundstücks er-
richtete ein Mehrfamilienhaus. Er woll-
te es im Anschluss an die Herstellung 
veräußern. Aus diesem Grund machte 
er die während der sechsjährigen Bau-
phase entstandenen Finanzierungskos- 
ten nicht als vorab entstandene Wer-
bungskosten geltend. Nachdem sich 
die Veräußerungsabsicht zerschlagen 
hatte, nutzte er das Gebäude zur Erzie-
lung von Vermietungseinkünften. Bei 
der Errechnung der Gebäudeabschrei-
bungen bezog er die angefallenen Bau- 
zeitzinsen in die Berechnungsgrundlage 
ein.

Das Finanzamt lehnte es ab, die Ab-
schreibungen von den um die Bauzeit-
zinsen erhöhten Herstellungskosten zu 
berücksichtigen. Die nach den Vorschrif-
ten des Handelsgesetzbuchs zulässige 
Vorgehensweise sei steuerrechtlich nur 
anzuwenden, wenn die Gewinnermitt-
lung durch Vermögensvergleich auf der 
Basis von Bilanzen erfolge. Bei der Er-
mittlung von Einkünften im Wege der 
Überschussrechnung durch Gegen-
überstellung der Einnahmen und Wer-
bungskosten komme eine Berücksich-
tigung der Bauzeitzinsen nicht in Frage.
Das hat der Bundesfinanzhof anders 
gesehen: Das Prinzip der Gleichheit 
des Totalgewinns verlangt, bilanzieren
de und nicht bilanzierende Steuerpflich
tige bei der Gesamtgewinnbetrachtung 
gleich zu behandeln. Dies bedeutet 
auch, dass Abschreibungen für den 
Bereich der Überschusseinkünfte nach 
den gleichen Grundsätzen zu errechnen 
sind, wie sie für Gewinneinkünfte gel-
ten. Entscheidend ist allein, dass das 
Gebäude zur Erzielung von Einkünften 
genutzt wird. Ein während der Herstel-
lungsphase verfolgter steuerrechtlich 
nicht zu berücksichtigender Zweck tritt 
dabei in den Hintergrund.

Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte:  
Abwägung zwischen kürzester und 
offensichtlich verkehrsgünstigster 
Wegstrecke
Für seine Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte hatte ein Arbeitneh-
mer die Wahl zwischen zwei möglichen 
Wegstrecken. Bei Benutzung der kür- 
zesten Wegstrecke von nur ca. 25 km 
unter Einschaltung eines Fährdienstes 
kam es zu nicht kalkulierbaren Verzöge-
rungen durch Störungen im Fährdienst 
oder aufgrund langer Wartezeiten an 
den Fähren. Die offensichtlich verkehrs- 
günstigste Straßenverbindung hatte den 
Nachteil einer mindestens 20 km län-
geren Wegstrecke. Der Arbeitnehmer 
wählte für sich die zwar längere, aber 
sicherer kalkulierbare Fahrstrecke. Das 
Finanzamt erkannte lediglich Aufwen-
dungen für die Inanspruchnahme der 
kürzesten Wegstrecke als Werbungs-
kosten an. Bereits aufgrund gesetzlicher 
Vorschriften kann eine andere als die 
kürzeste Straßenverbindung dann ge-
wählt werden, wenn sie offensichtlich 
verkehrsgünstiger ist. Nach Meinung 
des Finanzamts ist dabei ausschließlich 
auf eine Fahrzeitersparnis von mindes-
tens 20 Minuten abzustellen.
	 Dieser engen Sichtweise folgt der 
Bundesfinanzhof nicht. Auf einen be-
stimmten Mindestumfang an Zeiter- 
sparnis kommt es nicht an. Es sind auch 
andere Gründe für die Inanspruchnah-
me der offensichtlich verkehrsgünstigs-
ten Wegstrecke anzuerkennen. Beson-
derheiten durch Unzuverlässigkeiten 
einer Fährverbindung sind solche Ge-
sichtspunkte, die im Rahmen der Pla-


